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Ueber Kapitalanlagen der Eparkaſſen .
Das Großh . Bezirksamt W. erſtattete an Großh .

Miniſterium des Innern folgenden Bericht :

„Nicht ſelten kommt im Geſchäftsverkehr der Spar⸗

kaſſen der Fall vor , daß Perſonen , die gegen Beſtellung
eines bedungenen erſten Unterpfands in Liegenſchaften
ein Kapital bei der Sparkaſſe aufgenommen haben , in

der Folge , insbeſondere nach baulicher Verbeſſerung oder

Vergrößerung der mitverpfändeten Gebäude , bei der

Sparkaſſe um Bewilligung eines weiteren Kapitaldarlehens

nachſuchen .
Unter der Herrſchaft des alten Grundbuchrechts wurde

in derartigen Fällen über das ganze vom Schuldner be⸗

nötigte Kapital eine neue Unterpfandsverſchreibung errichtet
und aus dem neuen Darlehen in erſter Reihe die alte

Schuld an die Kaſſe abgetragen und der Strich des alten

Eintrags im Pfandbuch bewilligt , ſodaß die Kaſſe für
das neue höhere Darlehen wieder reines erſtes Unterpfand

erhielt .
Gelegentlich des im laufenden Jahr bei der Spar⸗

kaſſe in W. im Anſchluß an die Abhör der 1900er Kaſſen⸗

rechnung vorgenommenen Urkundenſturzes haben wir nun

feſtgeſtellt , daß dieſe Sparkaſſe im laufenden Jahre in

Fällen der Eingangs genannten Art die vom Schuldner

weiter benötigte Kapitalſumme nach Erhebung einer neuen

gemeinderätlichen Schätzung gegen Beſtellung einer Nach⸗

hypothek auf die der Kaſſe bereits verpfändeten Grund⸗

ſtücke geliehen hat . Dabei iſt aber in allen Fällen feſt⸗

geſtellt , daß die Unterpfänder nach der neueſten Schätzung

für beide Darlehen der Kaſſe ſatzungsgemäße Deckung

bieten und daß nach dem Auszug aus der Abteilung IlI

des Grundbuches der neuen Hypothek , abgeſehen von dem

Pfandrecht der Kaſſe für das ältere Darlehen , keinerlei

Pfandrechte im Range vorgehen .

Da nach § 14 Abſ . 1 Ziff . 1 des Sparkaſſengeſ . die

Sparkaſſen nur berechtigt ſind , das Vermögen der Kaſſe

auf bedungenes erſtes Unterpfand in Liegenſchaften an⸗

zulegen , ſo haben wir dieſe Anlagen auf Nachhypothek

zunächſt beanſtandet . Seitens des Verwaltungsrats der

Sparkaſſe wurde geltend gemacht , daß dieſe Kapitalanlagen
mit keiner Gefahr des Verluſtes für die Kaſſe verbunden

ſeien , da ſie durch die Pfandobjekte ausreichend gedeckt

ſei und mit den Pfandrechten für ihre beiden Darlehen

an erſter Stelle ſtehe . Die Form der Nachhypothek

ſei auf Anraten des Großh . Notariats W. gewählt worden ,

um den Schuldnern die bei Beſtellung einer neuen Hypo⸗

thek für das ganze Kapital entſtehenden ſehr erheblichen

Mehrkoſten zu erſparen .
Dem Wunſche des Verwaltungsrats der Sparkaſſe

entſprechend fragen wir ergebenſt an , ob derartige Kapital⸗

anlagen auf Nachhypothek den Sparkaſſen ohne Weiteres

geſtattet werden können , oder ob nicht vielmehr in dieſen

Fällen beſondere ſtaatliche Genehmigung nach § 14 Abſ .

3 des Sparkaſſengeſetzes eingeholt werden muß . “

Das Großh . Miniſterium des Innern hat ſich hier⸗

auf dahin ausgeſprochen :
„ Kapitalanlagen auf Nachhypotheken bedürfen

nach § 14 Abſ . 3 Spark . ⸗Geſ. der beſonderen Ge⸗

nehmigung . Sie ſind nicht unbedenklich , weil die

Hypothek , welche für die erſte Forderung beſtellt iſt ,

nach Abtragung dieſer Schuld auf den Eigentümer

übergeht und von dieſem einem Dritten eingeräumt
werden kann . Für Fälle , in welchen ein weiteres

Darlehen auf die gleichen Grundſtücke gegeben wird

und die alte Schuld in der neuen aufgeht , gewährt

übrigens der §S 10 der Koſtenverordnung vom 21 .

Januar 1901 eine Erleichterung für den Darlehens⸗

nehmer . “



In dem genannten § 10 der Koſtenverordnung vom

21 . Januar 1901 iſt geſagt , daß , wenn eine Hypothek

oder Grundſchuld für einen Gläubiger , zu deſſen Gunſten

am nämlichen Grundſtück bereits eine Hypothek oder

Grundſchuld beſteht , eingetragen wird und die ältere

Schuld in der neuen aufgeht , die Löſchung der

älteren Eintragung gebührenfrei erfolge und für

die neue Eintragung , ſoweit der Betrag der älteren

Schuld reicht , nur ein Zehnteil der vollen Gebühr er⸗

hoben werde .

Welcher Vürgernutzen iſt der Berechnung des Pürger⸗

genußeinkaufsgeldes zu Grunde zu legen?

In der Gemeinde N. beſteht der Bürgernutzen im

Genuß von :

39 ha 66 à 44 qm Almend und

723,16 Ster Holz .

Zahl der Berechtigten : 214 .

Der Berechnung des Einkaufsgeldes ſind gemäß 88

37 , 39 des Bürgerrechtsgeſetzes zu Grunde zu legen :

der 10jährige Durchſchnittswert des geſamten ,

z. Zt . der Berechnung genutzten Almend⸗

gutes leinſchließlich desjenigen auf das die Bürger

etwa verzichtet haben ) , und

der 10jährige Durchſchnittswert ſämtlicher

Holznutzungen , auf welche die Berechtigten 5. Zt .
der Berechnung einen rechtlichen Anſpruch

haben ,
da die Berechnung des Einkaufsgeldes , wie ſich aus der

Natur der Sache und aus § 38 Abſ . 1 B . ⸗R . ⸗G. un⸗

zweideutig ergiebt , nur nach dem thatſächlichen Umfang

der rechtlich feſtgelegten Nutzung z. Zt . der jeweiligen

Berechnung erfolgen kann ; der größere oder geringere

Umfang der Nutzung früherer Jahre kommt dabei gar

nicht in Betracht (ogl . Wieland ' s Gemeinderecht Band 1

Seite 232) .
Die Summe des 10jährigen Durchſchnittswertes aller

Almendnutzungen und Holzgaben iſt auf die Zahl der

ortsanweſenden und ortsabweſenden Bürger gleichmäßig

zu verteilen und hiernach das Einkaufsgeld zu berechnen .

In der in Frage kommenden Gemeinde N. nun be⸗

ziehen die Bürger ſchon ſeit einer Reihe von Jahren nicht

die ihnen rechtlich zuſtehende Holznutzung von 3,38 Ster ,

ſondern nur eine ſolche von durchſchnittlich 1 Ster und

12,5 Wellen , obſchon nach §S 105 Gde . - Odg. die Mindeſt⸗

nutzung eines Bürgers Klafter = 2 Ster ſein ſoll

und obwohl der Gemeindewald , wie das Großh . Forſtamt

ausdrücklich beſtätigt , recht wohl ſo ertragsfähig iſt , um

die Bürger mit der , ihrem Rechtsanſpruch entſprechenden

Holznutzung voll und ganz zu befriedigen . Eine Geld⸗

entſchädigung wurde ebenfalls nicht geleiſtet .

Der Gemeinderat wurde mit amtlicher Verfügung

auf die unzuläſſige Reduzierung der Holznutzung hinge⸗

wieſen , worauf ſich derſelbe dahin äußerte , daß die Bürger

wohl wüßten , daß ſie mehr Holz zu beziehen hätten , als

ſie thatſächlich empfangen , daß ſie aber mit Rückſicht auf

die ſchon ohnedies ziemlich hohe Umlage ( 51 Pfg . ) zu

Gunſten der Gemeindekaſſe auf einen höheren Gabholz⸗

bezug freiwillig verzichten ; auch hätte dieſes Verfahren
bis jetzt zu Unzuträglichkeiten nicht geführt .

Dieſer Zuſtand , gegen welchen bei den geſchilderten

Umſtänden amtlicherſeits nichts eingewendet werden konnte ,

wird auch fernerhin für abſehbare Zeit beibehalten werden .

Nach dem Eingangs bezeichneten Grundſatz iſt es

nun zweifellos , daß der Berechnung des Einkaufsgeldes

der 10jährige Durchſchnittswert desjenigen Bürgernutzens

zu Grunde zu legen iſt , welcher augenblicklich zu Recht

beſteht , ohne Rückſicht auf die thatſächliche Mindernutzung .

Denn ungeachtet des freiwilligen Verzichts ſeitens der

Bürger bleibt für die Gemeinde die Pflicht beſtehen , jedem

Genußberechtigten die beſagten 3,38 Ster Holz zu verab⸗

folgen , ſolange der Wald in dieſem Maße ertragsfähig

iſt und ſolange nicht durch förmlichen Beſchlu 6ßvon

/ aller ſtimmfähigen Gemeindebürger mit Staatsge⸗

nehmigung etwas anderes beſtimmt worden iſt . Ein

einfacher , einer rechtlichen Grundlage entbehrender Ver⸗

zicht ſeitens der Bürger kann nicht als ein Beſchluß in

Sachen des § 104 der Gde. - Odg. angeſehen werden , da

dieſer Verzicht die Bürger nicht hindert , jederzeit wieder

ihren Rechtsanſpruch geltend zu machen , welchem ſodann

die Gemeinde entſprechen müßte .

Daß bei der Berechnung des Einkaufsgeldes der volle

Gabholzbezug mit 3,38 Ster und nicht ein geringeres

Quantum zu Grunde zu legen iſt , ergiebt ſich insbeſondere

auch daraus , daß die neu aufzunehmenden Bürger zufolge
des in der Gemeinde beſtehenden Rechtszuſtandes einen

Anſpruch haben auf die ganze Nutzung . K.

rankenverſicherungspflichtder Handlungsgehilfen

und Lehrlinge .

( S 1 Abſ . 4 Krankenverſicherungsgeſetz . )

Während die Invalidenverſicherungspflicht der gegen

Lohn oder Gehalt beſchäftigten Handlungsgehilfen , ſo⸗

lange die Jahresvergütung 2000 Mk . nicht überſteigt , in

§. 1 Ziff . 2 Inv . ⸗Verſ . ⸗Geſ. allgemein ohne weitere Vor⸗

ausſetzung feſtgelegt iſt , ſind die Handlungsgehilfen nur

dann zum Beitritt zur Krankenverſicherung verpflichtet ,

wenn die den Genannten nach § 60 6etzt § 63) des

Handelgeſetzbuches zuſtehenden Rechte durch Vertrag be⸗

ſchränkt oder aufgehoben werden .

Der § 63 H. ⸗G. ⸗B. beſagt , daß der Handlungsge⸗

hilfe , wenn er durch unverſchuldetes Unglück an der

Leiſtung der Dienſte verhindert wird , ſeinen Anſpruch

auf Gehalt und Unterhalt auf höchſtens ſechs Wochen

hinaus behält .



Falls alſo dieſe Anſprüche vertragsmäßig ganz oder

teilweiſe in Wegfall kammen , hat der Prinzipal den Ge⸗

hilfen zur Krankenverſicherung anzumelden und die Bei⸗

träge zu bezahlen .
Die geſetzliche Kündigungsfriſt für das Dienſtver⸗

hältnis zwiſchen Prinzipal und Handlungsgehilfen beträgt
nach § 66 H. ⸗G. ⸗B . mangels anderer ( vertragsmäßiger )
Beſtimmungen 6 Wochen . Eine anderweitige Verein⸗

barung darf die Kündigungsfriſt auf höchſtens 4
4
Wochen

herabſetzen (§S 67 a . a. O. ) . Durch eine Feſtſetzung der

Kündigungsfriſt auf weniger als 6 Wochen wird zwar

der Prinzipal ſeiner ihm nach § 63 a. a. O. obliegenden

Verpflichtung an ſich nicht enthoben , da eine Vertrags⸗

beſtimmung hinſichtlich der Kündigungsfriſt die übrigen
Rechtsverhältniſſe zwiſchen Prinzipal und Gehilfen nicht

berührt . Allein der § 1 Abſ . 4 Kr . ⸗Verſ . ⸗Geſ . beſagt ,
daß die Verſicherungspflicht des Handlungsgehilfen exiſtent

wird , ſobald die in §S 63 H. ⸗G. ⸗B. demſelben zuſtehenden
Rechte vertragsmäßig aufgehoben oder beſchränkt
werden . Eine

Jeßſſesung 3 auf weniger
als 6 Wochen ſchließt ein ſchränkung i . S . des Kr . ⸗

Verſ . ⸗Geſ. inſofern in fich; 618 der erkrankte Handlungs⸗

gehilfe , der Kündigungsfriſt entſprechend , auch nur für

weniger als 6 Wochen Krankenverſorgung zu erwarten hat ;
damit iſt die Vorausſetzung für den Eintritt der Kranken⸗

verſicherungspflicht gegeben .
Hiervon ausgehend hat das Reichsgericht unterm

17 . Mai 1901 Entſcheidung dahin getroffen , daß eine

vertragsuäßige Abkürzung der für das Dienſtverhältnis
der Handlungsgehilfen beſtehenden Kündigungsfriſt nach

§ 1 Abſ . 4 des Kr . Verſ . ⸗Geſ. die Verſicherungspflicht
der betr . Handlungsgehilfen zur Folge hat . ( Verwaltungs⸗
Zeitſchrift 1902 , S . 124 . ) K.

4

Gebührenfreiheit der Gemeinde⸗ und Eparkaſſenbehürden
bei Grundbucheinſicht.

Der Vorſtand des Badiſchen Sparkaſſen⸗Verbandes
hat unterm 7. Dezember 1901 folgende Vorſtellung an

das Großh . Miniſterium der Juſtiz , des Kultus und

Unterrichts gerichtet :

„Bekanntlich legen zahlreiche öffentliche Sparkaſſen
einen Teil ihrer Kapitalbeſtände nach §S 14 Abſ . 2 Z. 6

des Sparkaſſengeſetzes in Darlehen an Private gegen zwei⸗

fache Bürgſchaft an . Es bedarf wohl keiner näheren

Darlegung , daß dieſe Art der Gewährung von Perſonal⸗

kredit durch die Sparkaſſen im volkswirtſchaftlichen Intereſſe ,

insbeſondere zur Sicherung der weniger kreditfähigen
Kreiſe ländlicher und ſtädtiſcher Bevölkerung vor wuche⸗

riſcher Ausbeutung durchaus erwünſcht und der Förder⸗

ung durch die amtlichen Organe wert iſt .
Von verſchiedenen Sparkaſſen wird nun aber neuer⸗

dings darüber Klage geführt , daß ihnen die Gewährung

ſolcher Darlehen durch das Verfahren der Grundbuch⸗

ämter erheblich erſchwert werde . Die Sparkaſſen pflegen

nämlich vor Gewährung der Darlehen ein Zeugnis der

Gemeindebehörde des Entleihers über deſſen Vermögens⸗

lage zu erheben und dabei zu verlangen , daß insbeſondere

auch Einſicht in das Grundbuch genommen wird . Die

Bezirksämter ſchreiben bei Wahrnehmung der

Staatsaufſicht über die Sparkaſſen die Erhebung derartiger

Vermögenszeugniſſe vor . Wie nun mitgeteilt wird , ge⸗

ſtatten verſchiedene Grundbuchämter den Gemeindebehörden
die koſtenloſe Einſicht des zum Zwecke der

Ausſtellung ſolcher Vermögenszeugniſſe nicht . Die Folge da⸗

von iſt teils , daß die Gen fldein die Ausſtellung der

Zeugniſſe verweigern , teils , daß durch die angeforderten

Grundbuch - Gebühren nicht unerhebliche Koſten erwachſen ,

welche die Kreditſuchenden von den Sparkaſſen fernhalten.
Nun ſind aber doch die Gemeindebehörden wie auch

die Sparkaſſenbehörden nach §S 21 des Ausf . ⸗Geſ. zur

Grundb . ⸗Ordg . berechtigt , in ſolchen Fällen die koſtenloſe

Einſicht des Grundbuchs zu verlangen . Daß das Intereſſe
der Sparkaſſen dabei ein „amtliches “ iſt , bedarf keiner

Begründung . Aber auch die Gemeindebehörden handeln
bei der Ausſtellung der Vermögenszeugniſſe nicht privatim ,

ſondern amtlich ; die Einſicht in die Grundbücher erfolgt

alſo auch bei ihnen im amtlichen Intereſſe .

Großh . Miniſterium erſuchen wir daher ergebenſt ,
an die Grundbuchbeamten eine entſprechende Belehrung
darüber zu richten , daß den Gemeindebehörden zum

Zwecke der Ausſtellung von Vermögenszeugniſſen die

koſtenloſe Einſicht in die Grundbücher nach § 21 des

Grundb . ⸗Ausf . ⸗Geſ . zu geſtatten iſt , und daß dieſes Recht

auch den öffenlichen Sparkaſſen für ihre amtlichen Zwecke

zuſteht . “
Daraufhin hat das Juſtizminiſterium unterm 10 .

März Nr . 6656 folgenden Erlaß an die Grundbuchnotariate
und die Gemeindegrundbuchämter gerichtet :

„ Die mit Gemeindebürgſchaft verſehenen Sparkaſſen

häufig ihre Kapitalbeſtände gemäß § 14 Abſ . 2 Ziff . 6

des Geſetzes vom 9. April 1880 , die Rechtsverhältniſſe
und die Verwaltung der mit Gemeindebürgſchaft ver⸗

ſehenen Sparkaſſen betr . , in Darlehen an Private gegen

Bürgſchaft an . Vor der Gewährung des Darlehens

pflegen die Sparkaſſen ein Zeugnis der Gemeindebehörde

des Entleihers über deſſen Vermögenslage zu erheben und

dabei zu verlangen ,daß die Gemeindebehörden vor der

Ausſtellung des Zeugniſſes Einſicht in das Grundbuch

nehmen . Zuweilen ſehen die Sparkaſſen auch ſelbſt das

Grundbuch ein .

Es iſt nun zweifelhaft geworden , ob die Einſicht in

das Grundbuch in den genannten Fällen von den Grund⸗

buchämtern koſtenfrei zu geſtatten (vgl . 8S 25 Abſ . 5 K.

V. ) oder ob die in § 25 Abſ . 1 — 4 der K. ⸗V. vom 21 .

Januar 1901 feſtgeſetzte Gebühr zu erheben ſei.

Zur Beſeitigung dieſer Zweifel und Verhütung einer

verſchiedenartigen Geſchäftsbehandlung bei den Grund⸗

Großh .



buchämtern beſtimmen wir im Einverſtändnis mit . den

Miniſterien des Innern und der Finanzen auf Grund

des § 114 K. ⸗V. , daß in Fällen der bezeichneten Art die

koſtenfreie Einſichtnahme des Grundbuchs nicht nur den

Gemeindebehörden , ſondern auch den mit Gemeindebürg⸗

ſchaft verſehenen Sparkaſſen zu geſtatten iſt . “

Krach einer Beamten⸗Kredit⸗Bank.

Der Konkurs über das Vermögen der Bayeriſchen

Beamten⸗Kreditbank , Geſellſchaft mit unbeſchränkter Haft⸗

ung ergab , wie aus München berichtet wird , die That⸗

ſache , daß der 1899 durch Selbſtmord geſtorbene Direktor

Wachter gegen 200 000 Mark unterſchlagen und für koſt⸗

ſpielige Paſſionen verwendet hat . Die Beſtürzung unter

den bayeriſchen Beamten , welche nun mit ihren Privat⸗

mitteln herangezogen werden , iſt ſehr groß .

Man weiß nicht , wen man da mehr beklagen ſoll ,

die Haftpflichtigen oder die mit der Aufſicht betrauten

Mitglieder . Solche Vorkommniſſe mahnen zur größten

Aufmerkſamkeit .

Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Baden

hat mit Rundſchreiben an die Großh . Bezirksämter am

3. Januar 1902 die nachfolgenden Grundſätze im Be⸗

treff der Jnvalidenverſicherung auf Grund von in

regelmäßiger Wiederkehr verrichteten vorüber⸗
gehenden Dienſtleiſtungen aufgeſtellt , welche hier

wörtlich folgen :

Auf Grund des § 4 Abſ . 1 des Inv . Verſ . ⸗Geſ.
hat der Bundesrat in Ziff . 1 b der Bekanntmachung

vom 27 . Dezember 1899 ( R. ⸗G. ⸗Bl. S . 725 ) beſtimmt ,

daß die Verſicherungspflicht ausgeſchloſſen ſein ſoll , wenn

Perſonen ,
a) welche berufmäßig mit Lohnarbeiten ſich über⸗

haupt nicht zu beſchäftigen pflegen ,

b) vorübergehende Dienſtleiſtungen ,

c) in regelmäßiger Wiederkehr

d) nebenher und

e) gegen geringfügiges Entgeld verrichten .

Dieſe Ausſchließung iſt eine Ausnahme von der

Regel des §S 1 des Inv . Verſ. -Geſ. und darum einer

ſtrengen Auslegung zu unterziehen : Es müſſen alle unter

a bis e angegebenen Merkmale zuſammen neben einander

vorhanden ſein , ſonſt beſteht die Verſicherungspflicht ( Rev. ⸗

Entſchdg . 68 , 365 und 387 A. N. 1891 S . 173 und

1894 S . 139 und 157) .

Zu a. Berufsmäßige Lohnarbeit .

1) Als Lohnarbeit erſcheint jede Beſchäftigung

im Sinne des § 1 des Inv . Verſ . ⸗Geſ. Es handelt ſich

hierbei um die Beſchäftigung als Arbeiter , Gehilfen ,

Dienſtboten , Betriebsbeamte , Angeſtellte , Lehrer u. ſ. w.

Eine Beſchäftigung , welche nicht unter S 1 des Geſetzes

368

in Frage liegenden Bundesratsbeſchluſſes erſcheinen . Es

iſt jedoch die betreffende Beſchäftigung hier als „ Lohnar⸗

beit “ anzuerkennen , wenn auch ein baares Entgeld nicht

bezahlt , wenn lediglich freier Unterhalt gewährt ſein ſollte .

( Rev. ⸗Entſchdg . 90 und 688 A. N. 1892 S . 3 und 1898

S . 628 : Nr . 90 Gemeindefeldhüter zugleich Lohnarbeiter

des Schwiegerſohnes , Nr . 688 Lehrmädchen als Lohnar⸗

ungsamtes 30 . Novbr . 1898 : Meßner zugleich Lohnar⸗

beiter in dem Landwirtſchaftsbetrieb der Eltern . )

2) Die Verſicherungspflicht iſt in § 1 des Inv . Verſ. ⸗
Geſ . an die Eigenſchaft als „Arbeiter u . ſ. w. “ geknüpft .

Dabei iſt die berufsmäßige Arbeitsleiſtung nicht verlangt ,

dagegen iſt in dem Bundesratsbeſchluß die Ausſchließ⸗

ung aus der Verſicherungspflicht in allen Fällen ver⸗

ſagt , in welchen berufsmäßig Lohnarbeit verrichtet wird .

Der Begriff „ berufsmäßig “ iſt im Geſetz nicht erläutert .

In der Anleitung für die Berufszählung ſind die Begriffe

„ Hauptberuf “ und „ Nebenberuf “ wie folgt definiert :

„ Hauptberuf iſt derjenige , auf dem hauptſächlich

„die Lebensſtellung beruht und von dem der Er⸗

„ werb oder deſſen größter Teil herrührt . Neben⸗

„ beruf iſt jede erwerbende Thätigkeit , die neben

„ einem Hauptberuf ausgeübt wird und einen weſent⸗

„lichen Teil des Goſamteinkommens aus erwerbender

„Thätigkeit bringt .

Für die Bevölkerungsſtatiſtik definiert Dr . G. v.

Mayr den Beruf als

„die Thätigkeit , welche als dauernde Aufgabe einer

„ Perſon erſcheint und zugleich eine gewiſſe Konſoli⸗

„ dierung der Erwerbsverhältniſſe derſelben ausdrückt .

In § 190 Abſ . 2 Inv. Verſ. ⸗Geſ. wird für eine

Verkürzung der Wartezeit verlangt , daß berufsmäßig ,

wenn auch nicht ununterbrochen , eine verſicherungspflichtige
Beſchäftigung geübt worden ſei. Nach der Begründung

des Entwurfs wird damit verlangt

„ der Nachweis einer Berufsarbeit , alſo der Nach⸗

„weis , daß der Betreffende ſeinen Lebensunterhalt

„ regelmäßig durch eine , wenn auch nicht ununter⸗

„brochen geleiſtete Lohnarbeit erworben hat .

In dem Erlaß Großh . Miniſteriums des Innern

vom 11 . Februar 1891 Nr . 2971 (Zeitſchrift für badiſche

Verwaltung 1891 S . 38) iſt ausgeführt , daß anzunehmen

ſei, daß diejenigen kleinen Landwirte und Gewerbetreibenden

wieſen ſind , einen weſ entlichen Teil ihres und ihrer

Familien⸗Unterhaltes regelmäßig durch Verrichtung von

verſicherungspflichtigen Lohnarbeiten für beſtimmte oder

für wechſelnde Arbeitgeber zu verdienen .

In der Reviſionsentſcheidung Nr . 933 ( Amtl . Nachr .

1901 S . 631 ) wird über den Begriff „ Hauptberuf “ fol⸗

gendes ausgeführt :
„ Der „ Hauptberuf “ iſt — auch abgeſehen von der

fällt , kann auch nicht als Lohnarbeit im Sinne des hier „Unterhaltsfrage für die Lebensſtellung

beiterin der Näherin ; Entſchdg . Großh . Landesverſicher - —
3

berufsmäßig Lohnarbeit verrichten , welche darauf ange⸗



„ eines Menſchen thatſächlich und nach ſeiner Ab⸗

„ſicht maßgebend .
„ Dies iſt immer der Fall , wenn eine Thätig⸗

„keit die Arbeitskraft eines Menſchen haupt⸗

„ſächlich in Anſpruch nimmt .

„Andererſeits kann eine an die Arbeitskraft

„ und Arbeitszeit geringere Anforderungen ſtellende

„Thätigkeit unter Umſtänden die Lebensſtellung

„ eines Menſchen begründen , wenn ihn eben ihre

„Verrichtung hauptſächlich einem beſtimmten Geſell⸗

„ſchaftskreis zuweiſt .

„ Wenn aber Jemand eine im Verhältnis zu

„ ſeinem ſonſtigen Einkommen gering gelohnte und

„geringfügige Thätigkeit nebenher ausübt , deren

„Verrichtung ihm auch nicht eine andere geſellſchaft⸗
„liche Stellung giebt , als er ſie ohnehin in Folge

„ſeiner ſonſtigen Lebensführung einnimmt , ſo wird

„ man nicht ſagen können , daß ſie für ſeine Lebens⸗

„ſtellung beſtimmend ſei , lediglich deshalb , weil er

„ außer ihr keine Thätigkeit entfaltet . Die fragliche

„Thätigkeit wird nicht zum Hauptberuf . Der Stand⸗

„punkt , daß ſchon eine geringfügige Thätigkeit den

„ Beruf eines Menſchen ausmache , wenn derſelbe

„ſonſt nichts zu thun habe , kann in dieſer Allge —

„meinheit nicht anerkannt werden .

Während in dem Kommentar „ Iſenbart “ zu § 190

Anmerkung 8 ausgeſprochen wird :

„ Was unter „ berufsmäßig “ zu verſtehen iſt , läßt ſich

„nicht allgemein beſtimmt angeben ,

ſagt der Kommentar Gebhard zu § 30 Abſ . 3 in An⸗

merkung 23 Seite 196

„ Berufsmäßig : d. h. ſo , daß die betreffenden Per⸗

„ ſonen in der Wahrnehmung einer gewiſſen Be⸗

„ſchäftigung ihre wirtſchaftliche Aufgabe zum über⸗

„ wiegenden Teil ſehen und dementſprechend ver⸗

„ fahren

und zu Ziffer 1 des Bundesratsbeſchluſſes vom 27 . Dezbr⸗

1897 , Anm . 6, Seite 30 :

„ Berufsmäßig bedeutet hier nicht , daß die Verrichtung

„ von Lohnarbeit den einzigen Beruf bilde .

„ Schon diejenigen , für welche die Lohnarbeit einen

„ regelmäßigen Erwerbszweig bildet , auf den ihre

„wirtſchaftliche Eriſtenz weſentlich mitbegründet iſt ,

„ſind wenigſtens dann als berufsmäßige Lohnarbeiter

„anzuſehen , wenn ihre ſonſtige Berufsthätigkeit nach

„ ihrem Umfang und ihrer wirtſchaftlichen Bedeut⸗

„ ung gegen die Verrichtung von Lohnarbeit zurück⸗

„tritt , ſo daß letztere ſich als den Hauptberuf dar⸗

„ſtellt . Andererſeits kann jemand ſelbſtverſtändlich

„recht wohl berufsmäßiger Lohnarbeiter ſein , ohne

„ daß er zur Gewinnung ſeines Lebensunterhaltes

„ auf die Verrichtung von Lohnarbeit angewieſen
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Man wird im Sinne der ſozialen Verſicherung wohl

nicht fehlgehen , wenn man als „ berufsmäßig “ jede Er⸗

werbsthätigkeit anſieht , welche die Arbeitskraft und Ar⸗

beitszeit in einigermaßen erheblicher und dauernder Weiſe

in Anſpruch nimmt , oder welche einen erheblichen , weſent⸗

lichen Teil des Lebensunterhaltes bringt oder welche,
wenn auch bei geringem Umfang und geringem Entgeld ,

für einen Menſchen thatſächlich und nach ſeiner Abſicht
die Lebensſtellung beſtimmt , (3. B . für ausgebildete Hand⸗

arbeitslehrerinnen ) .
Zu b. „ Vorübergehende Dienſtleiſtungen . “

Als „ Dienſtleiſtung “ erſcheint jede Beſchäftigung im

Sinne des §S 1 des Inv . Verſ . ⸗Geſ. Es gilt hier , was

oben zu a „ Lohnarbeit “ geſagt iſt .

Zur Auslegung des Wortes „ vorüb ergehend “
ſpricht ſich die Bundesratsdruckſache vom 13 . November

1890 Nr . 126 in der Weiſe aus , daß der Ausſchluß der

Verſicherungspflicht ſich empfehle ,

„ſofern durch regelmäßig wiederkehrende Beſchäftig⸗

„ ungen insgeſamt nur ein geringer Bruchteil der

„täglichen Arbeitszeit in Anſpruch genommen werde .

In ähnlicher Weiſe ſpricht ſich auch die Entſcheidung
Nr . 36 ( Amtl . Nachr . 891 Seite 152 ) aus , wobei aller⸗

dings zu beachten , daß dieſe Entſcheidung ſich auf die in⸗

zwiſchen beſeitigte Beſtimmung des Bundesrates AI Ziff .

4 bezog .
Das Großh . Miniſterium des Innern ſpricht ſich in

dem Erlaß vom 11 . Februar 1891 Nr . 2971 (Zeitſchr .

f. bad . Verwalt . 1891 Seite 39/40 ) dahin aus , daß es

ſich um Dienſtleiſtungen handeln werde,
„welche durchſchnittlich täglich nur wenige Arbeits⸗

„ſtunden , jedenfalls nicht die volle Hälfte des Tages

„ in Anſpruch nehmen .
An dem Merkmal , daß die einzelnen Dienſtleiſtungen

jeweils nur einen Bruchteil der täglichen Arbeitszeit in

Anſpruch nehmen dürfen , wird überall ſtreng feſtgehalten

werden müſſen , wo es ſich um Lohnarbeit in regelmäßiger

Wiederkehr handelt . Hieran kann es nichts ändern , daß

im Falle „gelegentlicher “ Aushilfe , bei Nothilfe u . dergl .

( Ziff „ de Bundesratsbeſchluſſes ) auch Dienſt⸗

leiſtungen , welche ſich über ganze Tage oder Wochen oder

gar Monate erſtrecken , noch als „ vorübergehende “ zu be⸗

urteilen ſind . Welche Bedeutung die nur einen Tag in

der Woche dauernde Beſchäftigung eines Berufsarbeiters

hat , mag aus den Beſcheiden Rev . Entſch . 26 , 79 und

327 ( Amtl . Nachr . 1891 S . 138 und 184 und 1894

ergiebt ſich, daß auch die Perſonen , welche Lohnarbeit

im Kalenderjahr in weniger als 50 Tagen übernehmen ,

doch der Befreiung der Verſicherungspflicht bedürfen .

Zu c. In regelmäßiger Wiederkehr . Dies

findet ſtatt , wenn die Dienſtleiſtungen in dauerndem

Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis , ſei es zu einem oder zu

„ wäre . mehreren Arbeitgebern , aber auch dann , wenn ſie an

39) erſehen werden . Aus 8§
6 Abſ . 2 des Inv . ⸗Verſ . ⸗Geſ .



wechſelnden Arbeitsſtellen ohne ſolch dauerndes Verhält⸗

nis verrichtet werden . Vergl . Rev. ⸗Entſchdg . Nr . 130 u.

365 NR 1892 S iz u A N 8 S 138 In

einer Denkſchrift vom 29 . Mai 1893 weiſt das Kaiſerl .

Reichsverſicherungsamt darauf hin , daß die hier fragliche

Beſtimmung des Bundesrates ſich auf ſolche Perſonen

beziehen ſoll , welche ihre Dienſte „fortlaufend “ verrichten ,
wie Nachtwächter , Feldhüter , Glockenläuter u. dergl . ,

welche ſomit auf Grund dauernden Arbeitsverhältniſſes

thätig ſind . In der Rev. ⸗Entſchdg . Nr . 365 werden auch

Scheuerfrauen , Monatsfrauen u. dergl . als unter den

Bundesratsbeſchluß fallend anerkannt . Das Großh .

Miniſterium des Innern weiſt in dem Erlaß vom 11 .

Februar 1891 Nr . 2971 auf diejenigen ſelbſtſtändigen
Landwirte hin , welche durch Güteraufſicht , Waldhut ,

Bedienung von Wäſſerungseinrichtungen , Pegelbeobachtung
u. dergl . Dienſte leiſten .

Zu d. Der Begriff nebenher iſt auf die that⸗

ſächlich verwendete Beſchäftigungszeit und den Verdienſt

zu beziehen . Dieſe Werte ſindzmit der dem Beſchäftigten
verbleibenden Arbeitszeit und mit ſeinem ſonſtigen Ein⸗

kommen zu vergleichen und dabei feſtzuſtellen , ob die Be⸗

ſchäftigung die Zeit nur nebenſächlich beanſprucht , der

Verdienſt nur nebenſächlich zu dem ſonſtigen Einkommen

ſich verhält .
In der Rev. ⸗Entſchdg . Nr . 683 A. N. 1898 S . 564

iſt ausgeſprochen , daß es bei der Auslegung des Wortes

nebenher darauf ankomme , ob mit Rückſicht auf alle Um⸗

ſtände des einzelnen Falles , unter Anderem auf den Auf⸗
wand an Zeit und Arbeit , die wirtſchaftliche Stellung des

Arbeiters im Ganzen und die Höhe des Entgeldes im

Vergleich zur ſonſtigen Beſchäftigung und zum ſonſtigen
Einkommen der in Betracht kommenden Perſon eine Thätig⸗
keit von nur nebenſächlicher Bedeutung vorliege ( Amtl .

Nachr . 1895 S . 240 Nr . 448) .

Zu e. Nach dem Wortlaut des Bundesratsbeſchluſſes

iſt das Entgeld geringfügig ,

„welches für die Dauer der Beſchäftigung zum

„ Lebensunterhalt nicht ausreicht und zu den für

„dieſe Zeit zu zahlenden Verſicherungsbeiträgen nicht

„ in entſprechendem Verhältnis ſteht .

1) Nach dem Beſcheid Kaiſerl . Reichsverſicherungs⸗
amtes Nr . 4 ( A. N. 1891 S . 54) kann das Entgeld als

geringfügig erſcheinen , wenn es ein Drittel des ortsüb⸗

lichen Ta gelohnes gewöhnlicher Ta gearbeiter ( Nr. 8

des K. ⸗V. ⸗G. ) nicht erreicht . Damit iſt jedoch das Drittel

des ortsüblichen Tagelohnes nicht als bindende Norm er⸗

klärt . Es müſſen alle Verhältniſſe des Beſchäftigten in

Betracht gezogen werden und danach kann auch ein höherer

Betrag noch als geringfügig oder ein niederer Betrag als

nicht geringfügig erſcheinen ( umtl . Nachr . 1894 S . 139

Nr . 365) . Großh . Miniſterium des Innern ſpricht im

Erlaß vom 11 . Februar 1891 Nr . 2971 aus : Bei der

Vergleichung des Entgeldes mit dem Lebensunterhalt

„ wird nur die Zeit zu Grunde zu legen ſein , während

„ deren thatſächlich ſolche Dienſte nebenher verrichtet

„ werden ; wenn alſo zum Beiſpiel nur an 80 Tagen

„Dienſtleiſtungen ſtatthaben , ſo iſt das hierfür be⸗

„ ,zogene Entgeld mit der während 80 Tagen für den

„ Lebensunterhalt erforderlichen Summe in Vergleich

„ zu ſetzen . (Zeitſchr . f. bad . Verwltg . 1891 S . 40 . )

In Uebereinſtimmung mit der bisherigen Praxis be - —

ſtimmte der Bundesrats in der Bekanntmachung vom 27.

Dezember 1899 ausdrücklich , daß das Entgeld mit dem

Lebensunterhalt für die Dauer der Beſchäftigung zu ver⸗

gleichen ſei .

In Uebereinſtimmung damit ſpricht die Rev. ⸗Entſchdg .
Nr . 835 ( Amtl . Nachr . 1900 S . 700 ) aus :

„ Die Verſicherungspflicht iſt nicht ausgeſchloſſen ,

„ wenn des Arbeiters Entgeld im Verhältnis zum

„ jährlichen Lebensbedarf geringfügig iſt . Maß⸗

„ gebend iſt vielmehr das Entgeld im Verhältnis zu

„ dem Lebensbedarf während der vorübergehenden

„Dienſtleiſtungen .

Das Reichsverſicherungsamt hat nun mit Rev . ⸗

Entſchdg . Nr . 924 ( A. N. 1901 Nr . 608 ) ſich wie folgt

ausgeſprochen :

„ Zur Prüfung der Vorausſetzung ( ob das Entgeld

„ zum Lebensunterhalt ausreicht ) ſind nicht etwa

„lediglich die wirklich auf die Dienſtleiſtungen ver⸗

„ wendeten Zeiträume oder etwa die Tage , auf welche

„dieſe Dienſtleiſtungen fallen , mit dem Lebensbedarf

„ für die gleiche Zeit zu vergleichen , ſondern es iſt

„ mindeſtens der Lebensbedarf für die ganze Woche

„ mit dem Entgeld , welches in dieſer Woche verdient

„ worden iſt , in Vergleich zu ſtellen .

In der Begründung zu dieſer Nr . 924 wird ausge⸗

führt , daß eine weitere Beſchränkung der Ausſchließung

von der Verſicherungspflicht nicht im Sinne des Bundes⸗

ratsbeſchluſſes liege , wie ſchon daraus ſich ergebe , daß

das Entgeld auch mit den Beiträgen , welche ſtets Wochen⸗

beiträge ſeien , in richtigem Verhältnis ſtehen müſſe . Die

Aenderung der Faſſung des Bundesratsbeſchluſſes von

1899 wolle nur klar ſtellen , daß bei Dienſtleiſtungen die

mit Unterbrechungen von länger als einer Woche wieder⸗

kehren , das für die Dienſtleiſtungen im Lauf eines

Jahres erzielte Entgeld nicht mit dem Lebensbedarf für

das ganze Jahr , ſondern nur mit dem Lebensunterhalt

der Wochen, in welche Dienſtleiſtungen gefallen , in Ver⸗

gleich zu ſtellen ſei. Damit ſtimme auch Rev. ⸗Entſchdg .

Nr . 835 überein .

Wenn Beſcheid Nr . 4 und Entſcheidung 924 neben⸗

einander einige Anwendung erleiden können , ſo wird das

Entgeld für alle in einer Kalenderwoche verrichteten vor⸗

übergehenden Dienſtleiſtungen mindeſtens die Summe

von 2 ortsüblichen Tagelöhnen erreichen müſſen , ſonſt iſt

die Verſicherungspflicht ausgeſchloſſen .
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2) Das Entgeld gilt auch dann für geringfügig ,

wenn es zu den für die Dauer der Beſchäftigung zu

zahlenden Beiträgen nicht im entſprechenden Verhältnis

ſteht . Das Großh . Miniſterium hat im Erlaß vom 11 .

Februar 1891 N. 2971 (Zeitſchr . für bad . Verw . 1891

S . 38 ) angenommen , daß ein Mißverhältnis vorliegen

würde , wenn der Wochenbeitrag mehr als 6 des Wochen —

verdienſtes betragen würde .

3) Dabei iſt übrigens zu beachten , daß eine Perſon

für mehrere Arbeitgeber abwechſelnd vorübergehende Dienſt —

leiſtungen verrichten kann . Wenn auch das Entgeld eines

jeden Arbeitgebers für ſich allein geringfügig ſein ſollte ,

ſo kann doch das Entgeld aller zuſammen ſo erheblich

ſein , daß ein Mißverhältnis zum Unterhalts⸗Aufwand

und zu den Beiträgen nicht beſteht , ſo daß Verſicherungs⸗

pflicht nicht ausgeſchloſſen werden kann .

Ueber das Heilverfahren.

(§S 18 des Invaliden - Verſicherungs⸗Geſetzes . )

Das Invaliden - Verſicherungs⸗Geſetz vom 13 . Juli
1892 enthält in ſeinem § 18 u. A. die Beſtimmung , daß

die Verſicherungsanſtalten befugt ſind , ein Heilverfahren

einzuleiten , wenn ein Verſicherter derart erkrankt iſt , daß

als Folge der Krankheit , Erwerbsunfähigkeit zu beſorgen

iſt , welche einen Anſpruch auf reichsgeſetzliche Invaliden —
rente begründen würde .

Von dieſer Befugnis des §S 18 des Inv . Verſ. ⸗Geſ.
bezüglich der Einleitung eines Heilverfahrens haben die

verſchiedenen Verſicherungsanſtalten in den erſten Jahren
des Beſtehens des Inv . ⸗Verſ . ⸗Geſ. nur wenig Gebrauch

gemacht , doch ſind im Laufe der Jahre die Anforderungen

auf Einleitung des Heilverfahrens immer größer geworden ,
und haben bis heute bereits einen bedeutenden Umfang

angenommen .

Insbeſondere iſt die Bekämpfung der Lungentuber —

kuloſe von den Verſicherungsanſtalten ſehr gefördert worden

und ſind bereits vielfach beſondere Lungenheilanſtalten
mit entſprechenden vorteilhaften Einrichtungen erſtellt und

in Betrieb genommen worden .

Wie aus den vorliegenden Geſchäftsberichten der

Landesverſicherungsanſtalt zu erſehen , iſt auch von dieſer

Anſtalt die Heilfürſorge ſeit Beſtehen des Geſetzes in aus⸗

gedehntem Maße zur Durchführung gekommen .

Nachſtehende Tabelle giebt Aufſchluß über den

Fortgang der Heilbehandlung ſeit Inkrafttreten des

Geſetzes .

Kalen⸗ Zahl Pflege - Verpflegungs⸗
derj U 14 der 7 t 0 Koſten

9
13 teil⸗

keiDerlahrſKrant . [ S 2 Mk. gf .
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1900233161599129089 583032/77 806872326

Wie hieraus zu erſehen , hat das Heilverfahren ,
namentlich von 1895 ab raſch ſich vermehrt und eine

große Ausdehnung genommen und einen uamhaften Auf⸗
wand verurſacht .

Insbeſondere ſind es die Lungenkranken , welche in

hervorragender Weiſe die Heilfürſorge genoſſen haben und

immer mehr genießen .

Dieſe Fürſorge bezw . Heilbehandlung wird gewährt ,
durch eine eigene durch die Landesverſicherungsanſtalt
erbaute Lungenheilanſtalt „Friedrichsheim “ und durch
geeignete Privat - Heilanſtalten und Krankenanſtalten zu

Nordrach , Schamberg , Hornberg , St . Blaſien , Forbach ,
Säckingen und Arlen .

Für anderweite Kranke erfolgt die Heilbehandlung
im Großh . Landesbad , in den Soolbädern Dürrheim ,

Rappenau , Langenbrücken und anderen ärztlich geleiteten
Bädern , ferner in den beiden Univerſitätskliniken zu Freiburg
und Heidelberg und in einer größeren Zahl öffentlicher
und ſtädtiſcher Krankenhäuſer .

Für die Beantragung und Durchführung des Heil⸗
verfahrens beſtehen beſondere Vorſchriften .

Es iſt in erſter Linie zu berückſichtigen , daß die

Landesverſicherungsanſtalt keine Anſtalt iſt , zur Behand⸗
lung Erkrankter überhaupt , ſondern eine ſolche zur Ver⸗

ſorgung Invalider .

Dieſelbe iſt alſo weder berechtigt noch verpflichtet ,
die den Krankenkaſſen nach dem Krankenverſicherungsgeſetz
für die Unterſtützungsdauer zuerkannten Pflichten ohne
weiteres zu übernehmen . Sie iſt zur Einleituug eines

Heilverfahrens nur berechtigt . Ein Heilverfahren wird

nicht eingeleitet , wenn der Eintritt dauernder Erwerbs⸗

unfähigkeit überhaupt nicht zu beſorgen iſt , oder auch
dann nicht , wenn ein Leiden ſo weit vorgeſchritten iſt ,

daß auch in einer Heilſtätte oder durch ein Heilſtätte⸗
verfahren , der Zerfall der Erwerbsfähigkeit nicht mehr
aufzuhalten iſt , und erhebliche länger dauernde Erwerbs⸗

fähigkeit nicht mehr erreicht werden kann .

Zur Beantragung des Heilverfahrens durch die

Landesverſicherungsanſtalt ſind in erſter Reihe die Kran⸗

kenkaſſen bezw . Bürgermeiſter etc . berufen , letztere insbe⸗



ſondere dann , ſofern der Kranke nicht krankenverſicher⸗

ungspflichtig iſt .
Die Anträge können direkt ohne Vermittlung des

Großh . Bezirksamtes , wie dies oft geſchieht , der Verſicher⸗

ungsanſtalt Baden vorgelegt werden .

( Fortſetzung folgt . )

Briefkasten .

Hr . L. in M. Eine alljährliche Entſchließung des Bürgeraus⸗

ſchuſſes oder der Gemeindeverſammlung iſt nicht nötig , wenn die

Rückerhebung der Handwerkskammerbeiträge von den Handwerks⸗

betrieben ſeiner Zeit allgemein ohne zeitliche Beſchränkung beſchloſſen

worden iſt . ( Miniſt . d. In . vom 29. April 1902 Nr . 16 315 . )

Das Großh . Miniſterium des Innern ſagt hinſichtlich der Hand⸗

werkskammerumlage im Erlaß vom 1. April 1902 Nr . 4465 weiter :

„ Es iſt dem Ermeſſen der Gemeinden anheim geſtellt , ob ſie den

geſamten auf ſie entfallenden Koſtenanteil umlegen oder auf die Um⸗

legung des auf die weniger leiſtungsfähigen Handwerker (z. B. die

in der Regel ohne Lehrlinge oder Geſellen arbeitenden ) entfallenden

Teils verzichten wollen ; die Gemeinden dürfen aber in keinem Falle

von den einzelnen Handwerksbetrieben mehr einziehen , als nach dem

von dem Landeskommiſſär beſtimmten Verteilungsmaßſtab auf ſie

entfällt . Die Auffaſſung , daß die nach dem feſtgeſetzten Verteilungs⸗

maßſtab auf die allein arbeitenden Handwerker entfallenden Beträge

zufolge Gemeindebeſchluſſes auf Grund des § 103 e Abſ . 3 Gew . ⸗O.

auf die perſonalbeſchäftigenden mit umgelegt werden könnten , läßt

ſich unſeres Erachtens aus dieſer Beſtimmung weder nach ihrer Stell⸗

ung im Zuſammenhang noch nach ihrer Entſtehungsgeſchichte her⸗

leiten . “

Hr . B. in F . Daß Derjenige , der die Selbſtverſicherung beginnen

will , dies nicht mit rückwirkender Kraft , ſondern früheſtens von dem

Tage an thun darf , an dem er die erſte Quittungskarte ausgeſtellt

erhalten hat , iſt ſelbſtverſtändlich . Auch darf beim Eintritt der

Selbſtverſicherung nicht gleich auf ein Jahr zurückgeklebt werden .

( § 14 des Invalidenverſicherungsgeſetzes).

Hr . L. in A. Hinſichtlich der Frage über „ Vorbildung und

Ausbildung “ enthalten die Nummern 8, 9 u. 10 der Gerichtsſchreiber⸗

zeitſchrift für 1902 beachtenswerte Ausführungen , auf die wir Sie

der Kürze halber aufmerkſam machen .

Ins Hauptblatt können wir derartige Abhandlungen nicht auf⸗

nehmen , da ⅜ unſerer Leſer an Standesfragen gedachter Art kein

Intereſſe haben . Ebenſowenig können wir in anderen Zeitſchriften

enthaltene auch uns berührende umfangreichere Artikel in die nur für

Mitglieder beſtimmte Beilage aufnehmen , weil dies dem Verein unver⸗

hältnismäßig hohe Koſten verurſachen würde . Wir werden uns alſo

auch fürderhin darauf beſchränken müſſen , auf in anderen Fachzeit⸗

ſchriften enthaltene bemerkenswertere Artikel in Kürze hinzuweiſen .

Haben die Mitglieder Intereſſe an dieſen Abhandlungen , ſo können

Zur gefälligen Beachtung !
Um Portoauslagen und Umſtändlichkeiten zu vermeiden , wolle man ſich in allen auf die Beſtellung und den Verſandt der

Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenheiten an die

Geschäftsstelle :

wenden . — An den Verlag in Engen ſind auf die Zeitſchrift ſich

kannten ) in Beſitz der betreffenden Nummern gelangen .

Hr . S . in B. Den jüngſten mit beſonderer Rückſicht auf die

Thätigkeit der Reviſionsbeamten verfaßten Artikel über das Hypo⸗

thekenrecht mußten wir im Intereſſe unſerer Zeitſchrift und ohne

Rückſicht auf einige kleinere weniger dringende Einſendungen in raſcher

Aufeinanderfolge erſcheinen laſſen , wenn wir den mit dem betreffenden

Artikel beabſichtigten Zweck erreichen wollten . Ihre Einſendung

mußte daher zurückgeſtellt werden ; ſie wird aber — wie verſchiedene

können .

Litteratur .

Das Verkehrsſteuergeſetz
( vom 6. Mai 1899 nebſt Vollzugsvorſchriften und Erläuterungen )

von Finanzrat Zimmermann .

Um dem vorhandenen Bedürfnis nach einem Kommentar zum

Verkehrsſteuergeſetz zu entſprechen , hat es der Verfaſſer , der als Ver⸗

kehrsſteuerreferent bei der Steuerdirektion beſondere Veranlaſſung
hatte , ſich eingehend mit dem Geſetze zu befaſſen , unternommen , zu
den einzelnen Beſtimmungen die einſchlägigen Geſetzesmaterialien

( Regierungsbegründungen und Kommiſſionsberichte ) ſowie die er⸗

gangenen Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes und der oberen

Steuerbehörden einſchließlich der noch maßgebenden Erkenntniſſe und

Verfügungen zur früheren Accisordnung zuſammenzuſtellen und einige

ergänzende Erläuterungen anzufügen . Ein beigegebenes ausführliches

Sachregiſter bietet demjenigen , der die Geſetzesausgabe benützt , bei

Auffuchung der für die einzelnen Fragen in Betracht kommenden

Beſtimmungen und Ausführungen willkommene Erleichterung .

„ Anzeigen . ⸗
I Verlage der Braun ' ſchen Hofbuchdruckerei in Karlsruhe iſt

erſchienen und durch Unterzeichneten zu beziehen :

Dder Verwaltungakituar .
Leitfaden zur Vorbereitung auf die Prüfung der

Verwaltungsaktuare .

Veröffentlicht mit Genehmigung Großh . Miniſteriums des Innern
von Geh . Oberregierungsrat Freiherrn von Bodman .

Zweite Auflage . — Durchgeſehen von Oberamtmann Jacob .
Preis gebunden Mk . 2 . 80 .

Eruſt Ackermann , Gr. Hofbuchhändler, Konſtanz⸗

Hinweis . Der Geſamtauflage dieſes Blattes liegt ein

Proſpekt der Firma Hugo Stüöckig & Co . in Dresden - A. ,

Amisrevident Zickel in Neidelberg
in allen übrigen auf den Inhalt der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenheiten aber an die

Schriftleitung in Konſtanz (echützenſtraße 20)

Gerokſtraße 63 , Camera⸗Großvertrieb „ Union “ bei .
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beziehende Sendungen nicht zu bewirken .

Verlag und Redaktion : Der Amtsrevidenten⸗Verein für das Großhe

Schriftleitung in Konſtanz , Schützenſtraße 20 . —
rzogtum Baden , Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Amtsrevident Bickel —

Druck : Th . Schneider ' s Buchdruckerei in Engen .

ſie dann ohne beſondere Umſtändlichkeiten ( bei Freunden und Be⸗

andere Einſendungen —in die nächſte Nummer aufgenommen werden
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